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29. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 27./28. Februar 2003 in Wohlmirstedt, Landkreis Burgenlandkreis

TOP 1
Entwicklung der Sozialhilfekosten zwischen den Landkreisen in Sachsen-Anhalt



Im Rahmen des 28. Landräte-Seminars am 07./08. November 2002 ist die Geschäftsstelle beauftragt worden, ergänzend zum Haushaltsdatenvergleich 2002 eine gesonderte Erhebung zur Entwicklung der Sozialhilfekosten in den Landkreisen durchzuführen.

Zur Umsetzung des o. g. Auftrages haben wir mit Rundschreiben Nr. 012/2003 vom 14. Januar 2003 einen Erhebungsbogen an die Landkreise versandt. Gleichzeitig hatten wir gebeten, uns diesen Erhebungsbogen bis zum 31. Januar 2003 ausgefüllt zurückzusenden. 
Die abgefragten Beträge baten wir, der Jahresrechnung 2001 bzw. der vorläufigen Jahresrechnung 2002 zu entnehmen. Das Erhebungsmuster war bereits im Vorjahr zwischen 6 Landkreisen erprobt worden. Wir hatten insoweit die Erwartung, dass die abgefragten Daten eindeutig und eine Beantwortung im wesentlichen ohne größere Probleme möglich ist. Im Weiteren bestand die Möglichkeit, im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der Sozialamtsleiter am 22. Januar 2003 Einzelfragen zur Erhebung anzusprechen.

Bis zum 18. Februar 2003 lagen der Geschäftsstelle von 19 Landkreisen ausgefüllte Erhebungsbögen vor. Eine erste, kursorische Auswertung der Rückantworten zeigte teilweise erhebliche Abweichungen zwischen einzelnen Landkreisen auf.

Mit Schreiben vom 18. Februar 2003 haben wir deshalb eine erste Auswertung der Erhebung an die jeweiligen Bearbeiter mit der Bitte übersandt, die gemachten Angaben nochmals zu überprüfen und ggf. zu korrigieren. Wir haben gebeten, uns etwaige Korrekturen bis spätestens 24. Februar 2003 zu übermitteln.

29. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 27./28.02.2003 in Wohlmirstedt, Burgenlandkreis

TOP 4
Novellierung des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr im Land Sachsen-Anhalt


Im Zusammenhang mit der Verfassungsbeschwerde der Landkreise Aschersleben-Staßfurt, Burgenlandkreis, Schönebeck und Wernigerode hat die Landesregierung in Aussicht genommen, mit einer Änderung des ÖPNV-Gesetzes die Aufgabe zu einer freiwilligen Aufgabe auszugestalten und insbesondere die Handlungsspielräume für die kommunalen Aufgabenträger erheblich zu verbessern. Gleichzeitig soll die bisherige Finanzausstattung dahingehend geändert werden, dass den Landkreisen und kreisfreien Städten zusätzlich zu den bisher gezahlten Zuweisungen (25 Mio. Euro) weitere Beträge aus Mitteln der ÖPNV-Investitionsförderung über einen neuen Verteilungsmodus unmittelbar für den ÖPNV zur Verfügung gestellt werden sollen. 
In einem Gespräch mit Minister Dr. Daehre und Staatssekretär Dr. Gottschalk am 10. Februar 2003 wurde mitgeteilt, das Land plane, 37,0 Mio. Euro zu 20 % nach den Einwohnerzahlen, 20 % nach der Fläche, 50 % nach dem Verhältnis der Fahrgastzahlen (ausgenommen Fahrgäste des Ausbildungsverkehrs) und 10 % für Straßenbahnverkehre zu verteilen. Die Erhöhung der Mittel wird nach unserer Erkenntnis aus den Busfördermitteln (Regionalisierungsmittel) gedeckt. 

Ein entsprechender Gesetzentwurf wird voraussichtlich am 25.02.03 vom Kabinett zur Anhörung freigegeben und der Geschäftsstelle danach unverzüglich zur Verfügung gestellt, so dass nähere Einzelheiten im Landräte-Seminar vorgestellt werden können. 

29. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 27./28. 02.2003 in Wohlmirstedt, Burgenlandkreis 

TOP 5
Schulentwicklungsplanung

Am 07.02.2003 hat StS Willems mit den KSpV einen ersten Entwurf der neuen Verordnung zur Schulentwicklungsplanung erörtert. 

Erkennbar ist, dass die in der Verordnung auch bisher enthaltenen Mindestzahlen für Schulen beibehalten werden, allerdings Abweichungen in der Zukunft nicht zur Regel werden können. 

Wir haben verdeutlicht, dass die Verordnung die Aufgaben der Planungsträger und der Schulträger (bezüglich der Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche) schärfer zu trennen sind. 

In dem Zusammenhang hat das MK die politische Absicht angedeutet, nach gesicherten Schulstandorten mehr Wettbewerb zwischen den Schulen dadurch zuzulassen, dass Schulbezirke und Schuleinzugsgebiete nicht mehr die derzeitige Wirkung haben sollen. Das wurde im Hinblick auf die Vorhaltekosten insbesondere im ländlichen Raum von den KSpV kritisiert, allerdings für die drei kreisfreien Städte positiv bewertet. 

Am 26.02. wird das MK mit den kommunalen Schulverwaltungsämtern eine Besprechung durchführen, in der der aktuelle VO-Entwurf verteilt wird. 

Die Herren Landräte werden gebeten, im Seminar den Sachstand zur Neuplanung auszutauschen. 

Bezüglich der in den Medien berichteten Absicht, Sonderschulen in Förderzentren zusammenzufassen, hat StS Willems zwischenzeitlich mitgeteilt, der derzeitige Beratungsstand lasse eine Beteiligung der KSpV noch nicht zu. 

Aus Sicht der Geschäftsstelle ist noch nicht eindeutig bekannt, über welche Arten von Sonderschulen diskutiert wird. Sofern Verhaltensauffällige und Lernbehinderte zusammen beschult werden sollen, dürfte das bedenklich sein, da beide Schülerarten unterschiedliche pädagogische Konzepte benötigen und ihr Zusammensein in einer Schule soziale Probleme schafft. 

Die Herren Landräte werden gebeten, ihre Informationen aus der örtlichen Zusammenarbeit mit Schulen und Schulaufsicht zu diesem Projekt mitzubringen und auszutauschen. 

29. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 27./28.02.2003 in Wohlmirstedt, Burgenlandkreis

TOP 7
Vorbereitung der Wahl eines stellvertretenden Vorsitzenden des Tierkörperbeseitigungsverbandes Sachsen-Anhalt


Die Verbandsversammlung des Tierkörperbeseitigungsverbandes hat in ihrer 21. Verbandsversammlung am 31. Mai 2002 die Verbandssatzung um die Wahl eines stellvertretenden Verbandsvorsitzenden erweitert. Der Stellvertreter soll, wie der Verbandsvorsitzende, Hauptverwaltungsbeamter sein. 

Die Herren Landräte werden gebeten, sich auf die Benennung eines stellvertretenden Verbandsvorsitzenden (für die Wahl in der Verbandsversammlung) zu verständigen. Verbandsvorsitzender Landrat Ostermann wird hierzu einen Vorschlag unterbreiten. 

29. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 27./28.02.2003 in Wohlmirstedt, Burgenlandkreis

TOP 8
Angebot des Landes zur Übernahme der Unterhaltung und Instandsetzung von Kreisstraßen


Minister Dr. Daehre und Staatssekretär Dr. Gottschalk haben im Gespräch am 10. Februar 2003 dem Landkreistag das Angebot unterbreitet, die Unterhaltung und Instandsetzung der Kreisstraßen durch die Landesstraßenbauämter durchführen zu lassen. Hintergrund dieses Angebotes sei zum einen, das immer noch nicht hinreichend unterhaltene und instand gesetzte Kreisstraßennetz im Land und eine wirtschaftliche Optimierung der Straßenunterhaltung, die bislang getrennt vom Land und den Landkreisen wahrgenommen werde. 

Das Land ist bereit, den Landkreisen 2.000 Euro der Kreisstraßenmittel nach § 11 FAG für Investitionen und Planungen zu belassen und für 5.414 Euro die Unterhaltung und Instandsetzung der Kreisstraßen zu übernehmen. Allerdings gelte dieses „Angebot“ nur für einen begrenzten Zeitraum, weil die sieben Straßenbauämter – wenn sie nicht mit der flächendeckenden und vollständigen Unterhaltung des klassifizierten Straßennetzes betraut werden – erheblich reduziert werden müssen.

Mit dem als Anlage beigefügten Schreiben vom 14. Februar 2003 hat das Ministerium ein schriftliches Angebot mit einem Entwurf der UI-Vereinbarung übersandt. Nach erster Durchsicht kommt es zunächst darauf an, nach den Gegebenheiten in den Landkreisen die finanziellen Auswirkungen dieses Angebotes zu bewerten und die Frage zu beantworten, ob die Straßenunterhaltung und -instandhaltung nicht von den Landkreisen wirtschaftlicher durchgeführt werden kann. Wir wären dankbar, wenn uns die Landkreise möglichst vor dem Landräte-Seminar hierzu die tatsächlichen Kosten je Kilometer Kreisstraße mitteilen könnten, damit wir den Herren Landräten einen Gesamtüberblick geben können. Im letzten Haushaltsdatenvergleich (2002) hat es keinen Gesamtüberblick gegeben, weil nicht für alle Landkreise die Kosten je Kilometer Kreisstraße vorlagen. In einem Fall lag der Kostensatz bei 4.090 Euro; die Unterhaltung der Kreisstraße wurde für diesen Landkreis vom Land durchgeführt. Insofern sollte eine genaue Kostenanalyse in den Landkreisen vor einer Verhandlung mit dem Land vorgenommen werden.

Nach erster Durchsicht des Vereinbarungsentwurfes sollten folgende Themen einer genaueren Überprüfung und Bewertung unterzogen werden:

· Sind die „Maßnahmekataloge für Straßenbauunterhaltung und Betrieb“ und das „Leistungsheft für die betriebliche Straßenunterhaltung“ des Bundes auch von den Landkreisen angewandt worden oder wurde mehr oder weniger im Rahmen der Unterhaltung und Instandsetzung getan?

· Zu welchen Bedingungen werden „gesonderte Arbeitsaufträge“ ausgeführt?

· Können die evtl. zu übernehmenden Personen und technischen Ausrüstungsgegenstände zu angemessenen Bedingungen abgegeben werden?

· In welchem Umfang wird die bauliche Unterhaltung nach § 2 der Vereinbarung durchgeführt? Eine nicht ausreichende Unterhaltung kann rasch die finanziellen Pflichten vom Land auf die Straßenbaulastträger verlagern, weil ein Ausbau bzw. eine grundhafte Erneuerung der Straße eher erforderlich wird, wenn der Unterhaltungs- und Instandsetzungsaufwand zu gering gehalten wird.

· Änderungen des FAG bezüglich der Kreisstraßenbaulastzuweisungen sollen nach § 5 die Vereinbarung unberührt lassen. D.h., die Pflicht zur Zahlung der 5.414 Euro soll fortbestehen, auch wenn die Mittel nach § 11 FAG gekürzt werden. Hierzu sind für die Landkreise verlässliche Regelungen zu treffen.

Weitere Einzelheiten bitten wir dem Schreiben von Herrn StS Dr. Gottschalk sowie dem Vereinbarungsentwurf zu entnehmen.

Für die Beratung dieses Themas wäre es für die Geschäftsstelle hilfreich, wenn die Landkreise der Geschäftsstelle bis zum 26. Februar 2003 telefonisch mitteilen könnten, in welcher Höhe die Kreisstraßenmittel für Unterhaltung und Instandsetzung verbraucht werden und welcher Anteil für Planung und Investitionsmaßnahmen eingesetzt wird (möglichst für die Jahre 2001 bis 2003) . Mit den Zahlen soll den Herren Landräten ein Überblick gegeben werden, ob eine flächendeckende Übertragung der Kreisstraßenunterhaltung wirtschaftlich überhaupt sinnvoll und realisierbar erscheint.

Die Herren Landräte werden um Meinungsaustausch zu den Eckpunkten des Angebotes gebeten.
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